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Einige Wünſche hiuſichtlich einer Aiſorm des Marken- 
ſchutz- und Patentgeſetzes in Heſterreich. 


Bon Dr. Em. Herrmann. 


Das oſterreichſſche Markenſchutzgeſetz vom 7. December 1858 
verſchürfte durch die Anordnung, daß mit dem Tage und der Stunde 
der Einreichung der Marke bel der Handels- und Gewerbekammer für 
den Hinterleger das Alleinrecht zum Gebrauche der Marke beginne, dle 
Gefahr der Nachahmung. Denn der Induſtrielle, welcher ſich die 
Marke einer beliebten Unternehmung zu Nutzen machen will, erlangt 
durch die Ueberreichung einer ähnlichen Marke bei der Handelskammer 
ſeines Bezirkes den Schein eines Anrechts auf dieſe Marke, kaun 
mittelſt derfelben allſogleich die Conjunktur ausnützen und kann er⸗ 
warten, daß bei der mangelhaften Veröffentlihungsweife der Marke 
durch das bloße zur Einſicht Aufliegenlaſſen bei einer einzigen Haudels⸗ 
kammer, der nachgeohmte Coneurrent erſt viel fpäter, vielleicht oft erft 
nach Jahren auf die Aehnlichkeit der Marken auflnerkſam werden würde. 
Der Markenwerber dürfte kaum größere Koſten aufwenden, wenn er 
die Marke anflatt bet der Handelskammer des Bezirkes, in welchem 
feine Unternehmung liegt, unmittelbar beim Handelsminiflerium hinter⸗ 
legt, welches die erfolgte Hinterlegung ſodann gleich einer Patentver⸗ 
leihung in der Wiener Zeitung publieiren und dadurch alle Concur⸗ 
renten auf die Markenwerbung aufmerkſam machen könnte. Die Deren 
tralifatton bringt in dieſem Falle der Rechtsſicherheſt größere Gefahren 
als Vortheile. 

Nach dem Markenſchutzgeſetze entſcheidet über Eingriffe in das 
Markenrecht die palitiſche Behörde erſter Juſtanz, und zwar offenbar 
jenes Bezirkes, in welchem die Gewerbsunternehmung liegt, welche ſich 
den Eingriff zu Schulden kommen lleß. Dieſe Behörde hat, ſo oſt es 
ſich zur Conſtatirung eines Eingriffes um die Vergleichung zweier 


Marken handelt, einen Befund durch unbefangene Sachverſtändige zu 
veranlaſſen. Dieſe Sachverſtändigen gehören gewöhnlich demfelben Be⸗ 
zirke an, in welchem der Beſchädiger wohnt, während der Beſchädigte 
oft in einem ganz anderen Kronlande anſäſſig iſt und daher als 
Fremder erſcheint. Die Sochverſtändigen werden daher geneigt fein, 
das Vorhandenſein einer Nachahmung nicht zu entdecken, beſonders, 
weil nach 8. 16 des Markenſchutzgeſetzes die Nachahmung nur dann 
conſtatirt werden muß, wenn die ähnlichen Marken ohne mehr ale 
gewöhnliche Aufmerkſamkeit nicht zu unterſcheiden find, Die Leobner 
Handelskammer, welche ſchan in ihrem Berichte vom Jahre 1865 
dieſen Fall beſprach, welcher ſich zum Schaden der oberſteiriſchen 
Senſengewerke häufig in Tirol ereſgnete, bemerkt ganz richtig, daß 
die Sachverſtäudigen gewöhnlich den Umſtaud zu erwägen unterlaſſen, 
daß der Conſument häufig nicht, wie diefe, beide ähnlichen Marken zur 
Unterſcheidung jederzeit vor ſich liegen hat, fondern ſich meiſtens nur 
auf fein Gedächtuiß verlaſſen muß, das bekanntlich bei der minderen 
Bildung des Volkes lein ſehr genaues zu fein pflegt. 

Eine weitere Beſchwerde kommt in den Kreiſen der Juduſtriellen 
Häufig aus dem Grunde vor, well deutſche, Schweizer und ſranzoſiſche 
Firmen ſich nicht ſelten erfrechen, die Marken öͤſterreichiſcher Induſtrſeller 
nachzuſchlagen und ihre ſchlechtere Waare ala öfterreichifche auszugeben. 
In dieſem Augenblicke dürfte der rechte Zeitpunkt erſchieuen fein, in 
welchem die öftevreichifche Regierung die Ausarbeitung eines inter⸗ 
nationalen Markenſchutzgefetzes bei Preußen und durch dasſelbe bei 
Frankreich, ſowle mit dieſen vereint auch bei anderen Staaten bean⸗ 
tragen köngte. Ein ſolcher Schritt erſcheint ber dem lebhaften Exporte 
vieler unſerer Induſtrleproducte und der Leichtigkeit und Gewiſſenloſig⸗ 
keit, mit welcher gegenwärtig die Nachahmung der Firmen getrieben 
wird, unbediugt nothwendig. 

Andere Derbefferungen verlangt unſer Patentgeſetz. Während der 
Markenſchutz für eine unbeſchränkte Anzahl von Jahren für alle Er⸗ 
zeugniſſe eines Unternehmens nur eine Taxe von 5 fl. koſtet, die oben⸗ 
drein nicht dem Staate, ſondern der Handels kammer zufließt, während 
feruer für den Muſterſchutz per Muſter oder Modell nur 50 kr. h. W. 
zu erlegen find, wird für die Verleihung eines Privileglums in Oeſter⸗ 
reich eine Taxe von zuſammen 735 fl. ö. W. für die beſchränkte 
Dauer von 15 Jahren abgefordert und machen die Stempelkoſten ebene 
falls eine nicht ganz unbeträchtliche Summe aus. Ueberdies iſt der 
Vorgang der Patentverleihung weit chmerfälliger, langſamer, umſtändlicher. 

Uns bedünkt nun, daß viele Erfindungen ohne Patentſchutz und 
deshalb oft ganz unausgeführt bleiben müſſen, weil die Koſten des 
Schutzes ſelbſt für das erſte Johr (21 fl. Taxe und ungefähr 4—5 fl. 
Stempel) zu groß find. Es gibt kleine Neuerungen oder auch Ber⸗ 
beſſerungen bereils patentirter Erfindungen, welche erſt erprabt werden 
müfſen, deren commercieller Werth erſt durch die Innerkehrſetzung 
feſtgeſtellt werden kann. Ein und derſelbe Erfinder bringt im Verlauf 
der Jahre an feiner Erfindung oft nach und nach fünf, zehn und 
mehr Umſtaltungen, Vereinfachungen, Veränderungen der Form und 
der Theile an. Soll er ebenſoviele Patente löſen und dafür vielleicht 
mehrere hunderte oder gar tauſend Gulden an Taxen bezahlen, und 
ſoll er bei jeder Neuerung ein halbes Jahr warten müffen, bis ihm 
die Privilegſumsurkunde in deutſcher und ungoriſcher Faſfung einge⸗ 
händigt wird ? 


Es wäre daher de lege ferenda dringend anzurathen, zum 


gegenwärtigen Patentgeſetze vom 15. Auguſt 1852 ein Nachtragsgeſet 
zu fügen, nach welchem es gedermann freiſteht, Erfindungen im ge⸗ 


wöhnlichen Inſtanzenzuge beim Handelsminiſterium der deutſch⸗flaviſchen 


oder der ungariſchen Kronländer mittelſt Vorlage der Beſchreibung 
ſammt Zeichnung oder Modell anzumelden, wornach ihm ohne Ga⸗ 
rantie gegen Ungiltigerklarung durch den Staat oder durch Private 
gegen Erlag einer Tore von 5 fl. der Schutz auf die Mapxtmal⸗Zelt 
von 3 Jahren gewährt wird. Sollte er ſpäter eine Patentirung auf 
längere Zeit wünſchen, fo könnte ihm dieſelbe nur gegen Erlag des 
doppelten Betrages der bisherigen Taxe und mil Einrechnung der 
3 Fahre in die Maximalzeit von 15 Jahren gewährt werden. Die 
Fuürmlichkeiten der Anmeldung und das Verfahren bei Nathahmungen 
könnten nach dem alten Patentgeſetze normirt bleiben, nur müßte das 
Recht auf Schutz von der Stunde der Ueberreichung des Geſuches an 
gewährt fein, 


Uebrigens erhelſcht auch der Patentſchutz dringend eine inter⸗ 
nationale Organiſation. Lelder gehen hier die Anfichten und Vor⸗ 


kehrungen der Stagten ſo weit auseinander, daß wir eine baldige 
Ordnung diefer Rechtsverhältniſſe auf internationalem Wege kaum 
erhoffen dürfen. 


* 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Jueompeteuz der politiſchen Behörde zu einem Ausſpruche In dem Falle. 

wenn eine Gemeinde einem Dritten executive eingeantwortete Forderun, 

Beträge zu dem Zwecke mit Beſchlag belegt, um Gemeindeſteuer-Rüch⸗ 
Hände des Executen zu deckel. 


Franz K. aus O. hatte an die Gutsbeſitzerin Marke R. in O. 
eſue intabulirte Privatforderung von 2000 fl. ö. W. zu ſtellen. 

Als er in Erfahrung brachte, daß die genannte R. gegen das 
k. k. Aerar aus Anlaß der preußischen Iuvaſion für geleiſtete Vorſpann 
und NRequiſitiousgegenſtäͤnde Forderungen angemeldet und liquſdirt 
hatte, fo ließ er ſich ihre Anſprüche an das Aerar, zuſammen 1007 fl. 
7 kr. durch das Kreisgericht T. executive elnantworten. 

Der dießfällige Einantwortungsbeſcheid vom 18. Jänner 1867 
euthält die wörtliche Beſtimmung „der obige Betrag wird ihm execu⸗ 
tive eingeantwortet, ihm ſonach, ſalls dieſe Beträge anderweltig nicht 
vinculirt wären, zur rechtsgilligen Uebernahme und Abqulttirung über⸗ 
wiefen, hlevon Exequent, Execukin, die Landesregſerung, das Bezirls⸗ 


Ant in O. und die Gemeſnde⸗Vorſlände von S. und O. verfländigt. | 


Schon mit der Eingabe vom 26. Jänner 1867 wendete ſich der 
Gemeinde⸗Vorſtand von O. an das dortige Bezirks⸗Amt mit der Bitte, 
die obige von K. erwirkte Einantwortung der Forderungen der Guts⸗ 
beſitzerin R. zu annulliren, und die Segneſtratlon der Beträge von 
zufammen 1007 fl. 7 kr. einzuleiten, weil die R. mit Steuern, Grund⸗ 
Enklaſtungszinſen, Aſſecuranz⸗Gebühren und Gemeinde⸗Beiträgen für 
die Gemeinde O. in Rückſtand if. Zur Begründung des gemeiude⸗ 
vorſtändlichen Geſuches wurde angeführt, daß die in Sequeſtration 
gezogenen Ackerzinſen der Guts⸗Inhabung R. in O. wegen theilweiſer 
Uneinbringtichkeit derſelben zur Deckung der Steuern nicht ausreithen 
und die übrigen Giebigkeiten ganz unbedeckt erſcheinen. 

Als mit Erlaß der Kriegsſchäden⸗Landes⸗Commiſſion vom 20. Mai 
1867 der Gemeinde O. für geleiſtete Vorſpann Thellbetrüge ausbezahlt 
wurden, an denen die Guks⸗Inhabung R. mit Beträgen von 11 fl. 80 kr. 
und 14 fl. particlpirte, jo nahm der Gemeinde⸗Vorſteher von O. beide 
Beträge in Beſchlag, und verwendete den Betrag per 11 fl. 80 kr. zu 
Gunſten der noch aus den Jahren 1865 und 1866 aus haftenden Gemeinde⸗ 
beiträge, den Betrag per 14 fl. aber auf rückſtändige Steuern. 

Ueber dieſen Vorgang der Gemeinde O. machte Franz K. beim Be⸗ 
zirks⸗Amte O. feinen Anſpruch auf die der Gutsbeſitzerin R. zugeſproche⸗ 
nen Vorſpauns⸗Vergütungs⸗Beträge geltend und bat, dasſelbe möge die 
Gemeinde O. anweſſen, ihm die diesfalls erhobenen Beträge auf Grund 
des kreisgerichtlichen Einantworkungs⸗Beſcheſdes auszufolgen. 

Die Gemeinde O. dagegen bat um Abweifung des Beſchwerdeführers, 
well die obigen Beträge zur Deckung der rückſtändigen Steuern und Ge⸗ 
meinde⸗Beiträge verwendet worden find. 

Der Bezirks⸗Hauptmann erledigte ſodann die Eingabe des Franz K. 
damit, daß er demſelben die Einwendungen der Gemeinde O. bekannt gab, 


und ihm bedeutete, daß ſich die Bezirks⸗Hauptmannſchaft des halb nicht 
veranlaßt findet, wegen Erfolgung der der Gemeinde O. zugekommenen 
Vorſpanns⸗Vergüͤtung irgend welche Verſügung zu treffen. 

Gegen dleſen Beſcheid hat K. den Recurs an die Landes⸗Regierung 
eingebracht, welche demſelben aus Gründen des Beſcheldes erfter Juſtanz 
und in der weiteren Erwägung keine Folge gab, „weil den J. f. Steuern 
und Gemeinde⸗Umlagen das Vorzugsrecht vor allen Privat⸗Forderungen 
gebühre, die gerichtliche Einantwortung der fraglichen Vergütungs⸗Beträge 
nur bedingungsweſſe, wenn fie nicht anderweitig vinculirk waren, erfolgt 
ſei, und weil die rückſtändigen Steuern und Gemeinde⸗Umlagen auf eine 
andere Art uneinbringlich waren“. 

Das Minifterium des Innern hat unterm 1. October 1870, Z. 
13708, die Entſcheidung der Landes⸗Regierung „wegen Incompetenz der 
politiſchen Behörden zu einer ſolchen Eutſcheidung behoben, und den Recur⸗ 
renten K. mit feinem Anſpruche auf den Rechtsweg verwieſen . 
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Nach ben Hänfer-gerftüdungs- Verboten (Mruiſterial⸗Verordnung vom 
27. Dezember 1856, R. G. Bl. Nr. 1 de 1857, für Böhmen) ift auch die 
Theilung eines Hauſes durch vertſrale Scheidung unzulfſſig. ) 


Das Haus Nr. 70 in R. ſieht auf einem vom Gute T. abge⸗ 
trennten Antheile per 64 Qklftr. des Feldes Nr. top. 474 und ent⸗ 
hält im Ganzen nur 2 Wohnzimmer und 2 Kammern. Der Eigen⸗ 
thümer hat einen Theil des Haufes, und zwar ein Wohnzimmer und 
eine Kammer mit dem Flächenausmaße von 18 Qklftr. 4 Ofuß an. 
die Ehelente K., und die andere Hälfte des Gebäudes an Anton W. 
verkauſt. Der mit den Eheleuten K. diesfalls abgeſchloſſene Vertrag vom 
30. Junt 1867 lautet nur auf eine Grundfläche per 18 Ollftr. 
4 Qfuß, und wird im Vertrage bemerkt, daß die Käufer auf dieſer 
erkauften Ares ein Gebäude erbauen wollen. Thatſüchlich handelte 
es ſich aber um den Verkauf eines Theiles des ſchon beſtandenen 
Hauſes Nr. 70. 

Ende Juni 1868 find die Eheleute K. bei dem politifchen Bezirks⸗ 


Amte S. um die Bewilligung zur Abtrennung der erkauſten Grund⸗ 


fläche von 18 Qllftr. non dem Felde Nr. top, 474 eingeſchritten, 
welches Einſchreſten von der Bezirks⸗Hauptmannſchoft aue dem Grunde 
abgewieſen wurde, weil es ſich nach den gepflogenen Erhebungen um 


die Theilung eines bereits beſtehenden Hauses handell, welche durch 


die Minſſterial⸗Verordnung vom 27. Dezember 1856, R. G. Bl. 
Nr. 1 de 1857, verboten ſei. 

Dagegen brachten die Eheleute M den Recurs an die Statt- 
halterei ein. 

Letztere ordnete eine Loeglerhebung an, bei welcher couſtatirt 
wurde, daß es ſich hler nm die Theilung eines Hauſes nach feinen 
materiellen Beſtandtheilen handle, und daß ſelbſt in dem Falle, wenn 
die Bittſteller zwiſchen den beiden Hausantheilen eine Zwiſchenmauer 
vollſtändig aufführen würden, doch noch immer die gegenwärtigen Dach⸗ 
bundträme verbleiben, und ſomit beide Theile doch immer unter 
einem Einzigen Dach ſich befinden würden. Mit Mückſicht auf 
dieſen Umſtand und die Motive der angefochtenen Entſcheidung hat 
die Statthalterei den Recurtz der Eheleute M zurückgewiesen. 

Im Miniſterial⸗Recurſe nun machten die genonuten Eheleute 
geltend, daß In Folge der Herſtellung einer im Bauplan angedeuteten, 
über das Dach herausragenden Zwiſchenmauern jeder der belden Thekle 
des Haufes Nr. 70 ein ſelbſtſtändiges Ens Bilde, von welchen jedes 
ſeinen beſonderen Eingang und Hofraum habe. Der Vertrag über 
die bezugliche Grundfläche jet grundbücherlich einverleibt und die ent⸗ 
fallende Rechtsgebühr entrichtet. Bei Auflöſung des Vertrages wür⸗ 
den die Recurrenten in ihrem Verinögen geſchädiget werden. 

Das Miniſterium des Innern hat mit Entſcheidung vom 10. 
November 1870, 3. 14007, dem Recurſe gegen die Skatthalterei⸗ 
Entſcheidung, womit die angeſuchte Bewilligung zur Abtrennung eines 
Theiles von 18 Oklftr. 4 Ofuß von dem von Johann P., Nr. 70 
in R. gehörigen Grundſtücke Nr. top. 474 verweigert worden iſt, 
keine Folge gegeben. Km. 


*) Vergleiche die Mitthentung in Nr. 52, Seite 206, des Jahrganges 1869 
Diefer geitſchrift. 


Dle Schadloshaltung des im Sinne der 88. 98 und 103 des allgemeinen 

Berſ⸗Geſetzes Erpropriirten durch Ueberweisung einer Reute für den ent⸗ 

gangenen Vodennutzen nis zur Ausfolgung der im Streite begriffenen 
Eutſchüpihungsſumme Iſt im Vergheſetze begriludet. 


Zu der Nähe der Stadt R. befinden ſich zwei der Stadtgemeinde 
gehörige Teiche, welche ihren Waſſerzufluß durch einen Bach erhalten 
und aus welchen zunächſt die Mahlmühle der Eheleute O. ihr Be⸗ 
triebswaffer bezieht. Zu deu Waſſerbezuge find die Eheleute kraft 
beſtehender alter Verträge mit der Gemeinde Rü berechtigt und leiften 
dafür an letztere Gemeinde einen jährlichen Zins von 44½ Strich 
Korn und 8 fl. 44 kr. in Baarem. 

Ende October 1869 ift die Kohlengewerkſchaft M. um die zwangs⸗ 
weiſe Trockenlegung der erwähnten Teiche, beziehungsweſſe um Expro⸗ 
prürung des den Eheleuten O zuſtehenden Waſſerbezugrechtes zum 
Zwecke der Kohlengewinnung aus den der Gewerkſchaft M. gehörigen 
Kohlenwerken eingeſchritten, worauf im Jänner 1870 in vorſchrifts⸗ 
mäßiger Welſe unter Beiziehung der Betheiligten eine koinmiſſionelle Er⸗ 
hebung gepflogen wurde. 

Die hierbei einvernommenen bergkundigen Sachverſtändigen er⸗ 
klärten: 

a) daß das Montaneigenthum der Kohleugewerkſchaft M. (555762 
Quadratklafter im Flächenmaße enthaltend) eine ſolche national« 
okonomiſche Bedeutung habe, daß fie die Anwendung der Exproprlatlon 
rechlſertige; 

b) daß ein ſchwunghafter Bergbaubetrieb von Selte der M. ohne 
vorgängige Trockenlegung der Teiche abſolut unmöglich ſei, weil die 
Gefahr der gänzlichen Grubenauskränkung permanent bliebe, und hier⸗ 
bei auch das Leben der in den Gruben Beſchäftigten auf dem Gpiele 
ſtünde; 

0) daß die Bergbautechnik ein anderes Aushllſsmittel als die 
Trockenlegung der Teiche nicht biete; 

d) daß die Expropriirung des der ſogenannten Hammermühle 
zuſtehenden Waſſerbezugrechtes im Jutereſſe der Gewerkſchaft M. un. 
bedingt nothwendig ſei. 

Zwei weiters einvernommene techniſche Sachverſtändige erklärten 
die Auflaſſung der Teiche vom techulſchen Standpunkte mit Anwendung 
von Vorſichtsmaßregeln für zuläſſig, und wurde die Totalwaſſerkraft 
der Mühle ult 11 Pſerdekraft und das Erforderniß für den Betrieb 
der vorhaudenen zwei Mahlgänge und eines Holländers mit 6 Pferde⸗ 
kraft beziffert. Zwet mühlverſtändige Schätzleute bezifferten das Rein⸗ 
‚erträgniß der Mühle mit 1762 fl. 38 kr. 

Ein gulliches Uebereinkommen kauf nicht zu Stande, da der Mühl: 

beſiher 40.000 fl. für die Mühle ſammt Grundſtücken verlangte, die 
Geſellſchaft nur 28.000 fl. dafür anbot. 
2 Der Bezirkshauptmann in R. erkannte hierauf: 1. Die Eheleute 
in O. find verpflichtet, ſich des Waſſerbezugsrechtes aus den beiden 
Teichen gegen augemeſſene Eutſchadigung zu Gunſten der Geperkſchaft 
M. bleibend zu begeben; 2. als die von dieſer an die Eheleute O. 
zu leiſtende Entfhädigung wird vorläufig das zwanzigfache des ermit⸗ 
telten jährlichen Reinerträgnſſſes der Mühle per 1762 fl. 38 kr. in 
runder Ziffer mit 35.000 fl. beſtimmt; 3. ſobald die Gewerkſchaft 
M. dieſen Betrag gerichtlich deponirt haben wird, iſt die zwangswelſe 
Enteignung des Waſſerbezugsrechles durchzuführen; 4. demjenigen Theile, 
welcher mit der Enkſchädignugsziffer uicht zufrieden, bleibt der Rechts⸗ 
weg vorbehalten. 

Gegen dieſe Entſcheiduug des Bezirkshauptmannes recurrirten 
die Mühlbeſitzer Eheleute O., die Gewerkſchuft M. und die Stadt⸗ 
gemeinde R. 

1. Die Eheleute O. machten geltend, daß der Fall einer geſetzlich 
zuläfſigen Expropriatlon überhaupt nicht vorhanden fet, indem es ſich 
nicht um öffentliches Wohl, ſondern um das MWrivatintereffe der Ge⸗ 
werkſchaft M. handle (bei der Verhandlungscommiſſion hatte der Ver⸗ 
treter der Eheleute O. auch geltend gemacht, daß Taggewäſſer wohl 
zu Gunſten des Bergbaues exproprlirt werden können, wenn das Waſſer 
zum Bergbaubekrieb ſelbſt als Motor bensthigt wird (8. 105 B. G.), 
eine zwangsweiſe Trockenlegung von Teichen keune und geftatte das 
Berggeſetz nicht), daß der beſtimmte Entſchädigungsbetrag zu niedrig 
beziffert ſei, und daß derſelbe ſerner nicht bei Gericht deponirt, ſondern 
ihnen auf die Hand ausbezahlt werden ſolle. Denn ſobald die Teiche 
zwangsweise trocken gelegt würden, müßten die Mühlbeſitzer ſogleich 
allen Nutzen aus der Mühle — ihr einziges Exiſtenzmittel — ver⸗ 
lieren, ohne aus dem deponirten Betrage ein Zinſenerträgniß be⸗ 
ziehen zu können. Es wäre dies für ſie um ſo bedenklicher, als der 
Gewerkſchaft M., welche gegen den vorläufig beſtimmten Entſchädi⸗ 
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gungsbetrag den Rechtsweg betreten will, eine Friſt hiezu nicht be⸗ 
ſtimmt worden ſei. Das Petit der Eheleute O. ging dahin, es möge 
das Expropriatlonsbegehren abgewieſen, eventuell, falls auf Expro⸗ 
priation erkannt würde, möge der Erſatzbetrag erhöht und uicht depo⸗ 
nirt, fondern den Recurrenten ausgefolgt und endlich die Friſt zur 
Betretung des Mechtöweges der Gewerkſchaft M. beftimmt werden. 

2. Die Gewerkſchaft M. machte geltend; Der Entſchädigungs⸗ 
betrag per 35.000 fl. ſei zu hoch gegriffen, die Schätzleute ſeien 
Müller aus der Umgebung und ihre Unbefangenheit nicht außer Zweifel; 
das bei der Ermittlung der Entſchädigung angewendete Prinelp jet ein 
uurichtiges geweſen, da der Schaͤtzung nicht das Nutzerlrägniß der 
Mühle, fondern der Werth der Waſſerkraſt der zwel Teiche als Baſis 
hätte zu Grunde gelegt werden ſollen. In der letzteren Richtung bes 
rief ſich die Gewerkſchaft auf ein Gutachten eines Civilingenieurs, nach 
deſſen Berechnung der Mühlbeſttzer O. bei Zugrundelegung der Koften 
einer äquivalenten Dampfkraft nur 12.360 fl. Entfchädiguug erhalten 
ſollte. Das Reeurspetit der Gewerkſchft M. ging dahin, es moge der 
Werth der Waſſerkraft, der ſ. g. Hammermüßle, durch ſachverſtandige 
Profeſſoren der polytechniſchen Anſtalt fachgemäß ermittelt und auf 
Grundlage der neuen Erhebungen die proviſoriſche Enkſchädigungs⸗ 
ſumme beſtimmt werden. 

3. Die Gemeinde R., welche durch die Auflaſſung der Teiche 
und die Benützung der Bodenfläche derſelben als Wieſen⸗ und Acker⸗ 
grund ein viel größeres Erträgniß erzielen will, hatte bereits bei der 
Commiſſionsverhandlung erklärt, daß fie zur Auflaſſung der Teiche 
ohne irgend einen Erſatz unter der Bedingung zuſtimme, wenn die 
Gewerkſchaft M. die zur Ableltung des Waſſers erforderlichen Gruben 
auf eigene Koſten und in folcher Weiſe, daß jeder Ueberſchwemmungs⸗ 
gefahr vorgebeugt werde, herſtelle; wenn die Teiche nie mehr mit 
Waſſer gefüllt werden, wenn die Gewerkſchaft M. auch alle ander⸗ 
weitigen Entjchäbtgungen und Koſten übernehme, und weiter auch für 
deu Fall, als die Trockenlegung der Teiche zu einer Zeit erfolgt, wo 
dieſelben mit Fiſchen beſetzt ſind, Schadenerſatz leiſte. Die Gemeinde ſtellte 
hlernach die Bitte, die recureirte Entſcheſdung, ſoweſt ſolche die Stadt⸗ 
gemeinde R. betrifft, möge dahin abgeändert werden, daß ausgeſprochen 
wird, die Gewerkſchaft M. habe vorerſt über die von der Gemeinde 
geſtellten Bedingungen der Trockenlegung ſich zu äußern und erſt dann 
fel in der Sache zu entfcheiden. 

Die Statthalterei hat über ſämmtliche Recurſe die angefochtene 
Entſcheidung des Bezirkshauptmannes von R. in allen Punkten bee 
ſtätigt und nur in dem Einen Punkte eine Modification eintreten 
laſſen, daß fie ausſprach, die zwangswelſe Enteignung des Waſſerbe⸗ 
zugs rechteg werde erſt dann durchgeführt werden, wenn die Gewerke 
ſchaft M. den Enlſchädigungsbetrag per 35.000 fl. gerichtlich deponirt 
hat, und dann unter der weiteren Velpflichtnng, reſp. Bedingung, daß die 
Gewerkſchaft während der Dauer des etwaigen Rechtsſtreites über die Höhe 
der Eutſchädigung den Mühlbeſitzern O. die ihnen in Folge der ſoforkigen 
Einſtellung des Waſſerbezuges nach dem ſachverſtändigen Beſunde enk⸗ 
gehende Jahresrente per 1750 fl. ö. W. in einvierteljährigen Raten 
erfolge, wenn ferner Über die Aulage der Entwäſſerung ein unter Zu⸗ 
ziehung fammtlicher Intereſſenten geprüftes und behördlich genehmigtes 
Project und bezüglich der Koften der Entwäſſerung ein Uebereinkommen 
vorliegen oder eine Entfcheidung getroffen fein wird. 

Hierüber wurden nun bei der Bezirkshauptmannſchaft Miniſterial⸗ 
recurfe a) von den Eheleuten O. und d) von der Geperkſchaſt M. 
eingebracht. 

ad a) Von den Eheleuten O. wurde geltend gemacht, daß das 
Gutachten der bergkundigen Sachverſtäudigen nicht vollkommen glaub⸗ 
würdig ſei, daß die Kohlenwerke der Gemerkſchaft M. keine national⸗öfon. 
Bedeutung hoben, daß die Expropriation überhaupt nicht gerechtfertigt 
ſei; daß, wenn die Expropriation durchgeführt werden follte, ihnen 
doch der vorläufige Entſchädigungsbetrag ſogleich erfolgt würde, damit 
fie ein neues Unternehmen anfangen konnen und diesfalls nicht etwa 
warten müßten, bis der von der Gewerkſchaſt M. beabſichtigte Civil⸗ 
proceß beendiget fein werde; daß die Mühle ihnen den Nutzen täglich 
abgab, ihnen daher die Renke eventuell in vierteljährigen Raten anti⸗ 
eipando auszuzahlen wäre; daß endlich die Statthalterei die Friſt nicht 
beſtimmt habe, innerhalb welcher der Rechtsweg zu betreten ſei, daß 
demnach der Zeitpunkt von der Willkühr der M. abhänge, die Necur⸗ 
renten vielleicht Jahrelang auf ihren Kapitalerſatz warten können und 
möglicher Weiſe dieſen Zeitpunkt gar nicht überleben werden. Das 
Recurspetit geht zunächſt dahin, die Gewerkſchaft M. möge mit dem 
Begehren um Expropriatlon abgewieſen werden. Für den Fall ber 
Beftättgung des Expropriationserkenntniſſes wird gebeten: um die 


Verfügung der ſog leichen Auszahlung des Erſatzeapitales, eventuell 
um Anmeiſung der Zahlung der Rente in vierteljährigen Quoten im 
Vorhinein und um Beſtimmung der Friſt, binnen welcher der Rechts⸗ 
weg zu betreten fei, 

ad b) Die Gewerkſchaft M. machte geltend, daß die Eulſchädi⸗ 
gungsſumme von 35.000 fl. viel zu hoch gegriffen ſei, daß ihr aber 
an der ſchleunigen Durchführung der Expropriation ſehr viel gelegen 
iſt und daß fie es daher, wenn die Herabſetzung dieſer Summe ohne 
weitere Erhebungen nicht thunlich fein ſollte, worziche, von Einwen⸗ 
dungen gegen die Höfe der Eutſchadigung in poliliſchen Wege abzu⸗ 
ſehen, und deren Geltendmachung im Rechtswege ſich vorbehalte; daß 
die auferlegte Verpflichtung zur Erfolgung einer Jahresrente an die 
Muhlbeſitzer, nachdem das Eutſchädigungscapital bereits erlegt worden 
ſei, inn Berggeſetze offenbar nicht begründet iſt; wenn die Statthalterei 
nichts deſto weniger die Gewerkſchaft M. zur Leiſtung einer Rente 
verhält, jo hätte dieſelbe wenigſtens den Erlag des Entſchüdigungs⸗ 
capitals bei Gericht in verziuslicher Form zulaſſen follen. Die Statt: 
halterel habe zwar die Permutation des Entſchädigungscapitals gegen 
Einlagsbüchel der Sparcaffa in P. bewilliget, nachdem aber Einlagen 
dort nur auf 2000 fl. beſchränkt find, fo möge eine anderweitige ver⸗ 
zinsliche Anlage in Partialhypothekar⸗Auweiſungen, Sparcaſſabüchern, 
Stnatspnpieren, Bankpfaudbriefen oder überhaupt in Papteren nach 
dem cursmäßigen Werthe, welche nach dem Geſetze vom 2. Juli 1868, 
R. G. B. Nr 93, zur Anlegung von Pupillargeldern verwendet wer⸗ 
den dürfen, ſtattfinden. Die Frage der Enteignung des Waſferbezugs⸗ 
rechtes der Mühlbeſitzer O. ſtehe in keinem Zuſammenhange mit der 
Durchführung der Entwaſſerung, daher der Expropriations-Ausſpruch 
bezüglich des Müllers nicht auch von der Vorlage und früheren Ges 
nehmigung des Enhwafſerungsprofcetes hätte abhangig gemacht werden, 
follen. Dag Recursbegehren der Gewerkſchaft M. lautet dahln: daß 
die vorläufige Eutſchaͤdigungsſumme von 35.000 fl. auf 12.360 fl. 
herabgemindert werde; doch habe hei eventuellen weiteren Erhebungen 
dle Durchführung der Expropriatſon keinen Aufſchub zu erleiden, da 
35.000 fl. bereits erlegt find; daß die obenbezeichnete verzinsliche 
Aulage des Entſchädigungscapitales geſtattet werde, und daß die Int 
Statthalterel-Erlaſſe aufgeſtellten Bedingungen, betreffend K) die Lel⸗ 
ſtung der Jahresrente, 6) der Vorlage eines genehmigten Entwäͤſſe⸗ 
rungsprojectes und „) eines Uebereinkommens mit der Gemeinde R. 
wegen der Koſten der Eutwäfferung behoben, eventuell bei Aufrecht⸗ 
haltung der Anordnungen sub A) und „) von deren Vollführung die 
Durchführung der zwangsweiſen Enteignung wider den Mühlbeſitzer 
nicht abhangig gemacht werde. 

Das Meinifterium des Innern hat mit Entſcheldung vom 31. 
Juli 1870, 3. 10445, im Einvernehmen mit dein Ackerbaumlulſterium 
den Minſſterkalrecurſen der Sleinkohlen-Gewerkſchaft M. und der 
Eheleute O., Beſitzer der Hammermühle, keine Folge gegeben. 

Bei dieſer Entſcheidung ließ ſich das Miuiſterium beim Aus- 
ſpruche in Betreff der Auszahlung einer Jahresrente au die Eheleute 
O. von ſolgenden Motiven Leiten: 

„Die Anordnung der Statthalterei bezüglich der Auszahlung der 
Jahresrente iſt nicht allein i der Billigkeit, ſondern auch in den poſt⸗ 
tiven Beſtimmungen des allgem. Berg⸗Geſetzes begründet. Denn nach 
8.98 B. G. iſt der Grundeigenthümer, beziehlungsweiſe hier der 
Waſferbezugsberechtigte, zur Ueberlaſſung feines Grundes reſp. ſeiner 
Rechte nur gegen Leiſtung einer augemeſſenen Eutſchädigung ver⸗ 
pflichtet. Nach §. 103 hat die politifche Behörde über die Art und die 
Größe der Entſchädigung nach dem Befunde der Sachverſtäudigen 
eine vorlänfige Baſtimmung zu treffen. Dem Theile, der mit dieſer 
Beſtimmung nicht zufrieden iſt, ſteht der Rechtsweg ofſen; der Berg⸗ 
bauunternehmer aber, welcher den Ablöſungsbetrag gerichtlich deponirt 
oder die jährliche Entſchädigung puplllarmaßig ſichergeſtellt, iſt berech⸗ 
tigt, ſogleich auf die Grundüberlaſſung zu dringen. 

In dem vorliegenden Falte verlangen die Eheleute O. die Aus⸗ 
zahlung des Ablöſungsbetrages per 35.000 fl. auf die Hand. Dieſem 
Begehren kann nicht Folge gegeben werden, weil die Gewerkſchaft M. 
wegen Höhe des Ablöſungsbetrages den Rechtsweg betreten will. Wenn 
man nun dein Müller einerſeits das Waſſer entzieht, andererſeits aber 
die Gewerkſchaft blos verpflichtet, das Ablöfungstapital bis auf weiteres 
bei Gericht zu erlegen, fo hat man wohl eine Sicherſtellung getroffen, 
daß der Müller einmal nach Beendigung des Rechteſlreites eine Ent⸗ 
schädigung erhalte, allein der Müller erhält bei dieſem Vorgange bis 
auf unbeſtimmte Zett gar keine, geſchweige denn eine augemeſſene Euk⸗ 


ſchädigung, die zu verlangen er doch gemäß des . 98 a. B. G. be⸗ 
rechtigt iſt, und welche vorläufig nach Ark und Größe zu beſtimmen, 
die politiſche Behörde gemäß $. 103 des g. B. G. verpflichtet er⸗ 
ſcheint. Es ſchließt daher die Sſcherſtellung des Ablöſungsbetrages von 
Seite des Bergbauunternehmers die gleichzeltige Beſtimmung einer 
jährlichen Entſchädigung an den Grundbeſitzer bis zu dem Zeitpunkte, 
wo der Letztere das Ablöſungscapitul erheben kann, nicht ans, und dies 
zwar um fo weniger, als das gerichtliche Depofitum immer noch als 
ein — wenn auch viuenlirtes — Eigenthum der Bergbauunternehmung 
erſcheint, daher die allfälligen Nutzungen dieſer, nicht aber dem Grunde, 
beziehungsweiſe hier Muhlbeſitzer zufallen.“ Km. 


Verordnungen. 


Verordnung des Mintjters des Innern vom 2. Auguſt 1870, 3. 11599, 
betreffend die Ausfolgung von Abfertigungen an Witwen des emplrl⸗ 
ſchen Baudienſtperſonales. 

Im Grunde Allechöchſſer Genehmigung vom 27. Juli 1870 werden die 
potitifgien bondesbehbrden im Intereſſe der Geſchäflsverminderung ermächtigt, iu 
Hinkunft elnvernehnilich mit den berhelligten Fimanzlaudesbehürden an Wilwen 
des in Staatsminiſterjal⸗Erlaſſe vom 8. Juni 1866, 3. 3110, St. M. ange⸗ 
führten empirischen Baubienfberfonafes utlich; der Straßeneinräumer, Weg ⸗ 
meifler, Stromauſſeher und Brückemnelſter, Abferkigungen in Fallen der Wieder. 
vereheligung gegen genaue Beobachtung der diesbezüglichen Vorſchriften zu er⸗ 
heilen, wenngleich die Gnabengabe von den Miuſſierjen bewilligt wurde. 

Au die Fimauazlaudesbehörden wird vom . k. Finanzminifterhum das Ger 
eignete erlaſſen werden. 


Verorduuun des Mluſſterg des Junern vom 6. September 1870, 8. 18477, 
betreffend die Höhe der Penſinnen der Witwen von Rechunugsräthen. 

Nach einer Mittheilung des k. k. Finanzminiſteriums vom 31. v. M., 
8. 26842, haben Se. k. und k. apoſtoliſche Majeſtät mit allerhöchſter Eniſchließung 
vom 23. Auguſt 1970 Allergnädigſt zu gefintten gerut, daß vom Beitpunlte der 
mund Allerhöchſter Eniſchließung vom 21. Nobember 1866 genehmigten Uungeſtallung 
des Staalerechnungs, und Controldienſies angefangen, den Witwen der Rech⸗ 
nungsräthe bei ſämmtlichen Rechnungs⸗ Departements der Adminiſlrativ-Behrden 
(Miniſſerien, Landesſtellen)? und bei dem Oberſſen Rechnungshoſe fir die im 
Reichsruthe vertretenen Könſgreſche und ander die charakter mäßige Benfion im 
Betrage lährlicher dreihundert eben unnd sechzig Gulden fünfzig Kreuzer b. W. 
verliehen werde. 


Perſonallen 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“. 


Se. Maſeſckt haben dem Telegraphen-Directionaſerretär Josef Fellner 
Ritter den Feldeg g den Titet und Gharalter eineg Direciondrathes tazfrei 
verliehen. 

Se, Maieflät haben dem 1. k. Conſul Friedrich Pertazzi als Mitter des 
Ordens der eiſernen Krone dritter Elaſſe den Ritterſtaup verliehen. 

Se. Majeflät haben dem mit Titet und Charakter eines Sertiongrolheg 
bekleideten Miniſierlalſecretär Wilhelm rognel d' rle ang eine fitemifivie 
Seclſonsrathsſſelle und den mit Eitel und Gharaltev eines Miniſtertalſecretörs 
belleideten Miniſterialeoncſpiſſen Norbert v. Mu pp recht. Burkhart eine ſiſtemiſirte 
Miniftertaljeeretiusfiele im Fiuanzminiſterinnn verliehen. 

Se. Majeiät haben den penſtonerten Riechnunggrathe des Statthafterel« 
Nechnungsdepartements in Prag Vinceuz Cypra das Ritterkreuz des Frauz 
Joſefsordens verliehen. 

Se. Maleſtät Haben dem Director der Landeshauplcaſſe in Czernowih Alexander 
Nobatomsti das Ritterkreuz des Franz Joſeſordeus verliehen. 

Der Miniferpräfibent und Leiter des f. k. andesverſhedigungsmimiſteriume 
bat den Hilfsämlerireckionsadjuncten Stanislaus Schanzer zum Hiifsämter⸗ 
direktor und den Dfficialen Jalob Jenurker zum Hilfsämterdirecklonsadſuncten 
in biefem Miuiſterlun ernannt. 


Erledigungen 
aus dem Amtsblatte der „Wiener Zelkung“. 


Coureptsapjunctenſtelle um Küüſtenllande bel den poſltiſchen Behörden mit 
400 fl. Gehalt jährlich und dem Vorrücklungsrechte in die höheren Gehartsfufen 
von 500 fl. und 600 fl. Gehalt, bis 15. December l. F. (umssloll Nr. 284.) 

Dineniftenflele mit Taggeld von Einem Gulden J. M. bei der k. 1. Cen 
trafanftatt fil Meteorologie nnd Erhntaguelismne. (Amteslalt Nr. 284.) 

Arfinentenfele für Maschinenbau an der Neiemächiien londſch. ſechnischen 
Hochschule in Graz, mit 600 fl. Remtunerativu jährlich auf 2 Jahre, 618 30. November 
1. J. (Amtsblatt Nr. 284.) 


Drud von Wilhelm Köhler in Wien 


Verlag von Mord Perles in Mien, Stadl, Spiegelgaſſe 17. 


